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44. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 4. März 2002 über die Mindestsätze für die Bemessung der
Ergänzungszulage (Ergänzungszulagenverordnung 2002)

45. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 6. März 2002, mit der die Besorgung von Angelegenheiten
des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Tadten aus dem Bereich der örtlichen Baupolizei auf die örtlich
zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird

44. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 4. März 2002 über die Mindestsätze
für die Bemessung der Ergänzungszulage (Ergänzungszulagenverordnung 2002)

Auf Grund des § 2 des Landesbeamtengesetzes 1985, LGBl. Nr. 48, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 52/2001, und der §§ 25 Abs. 5 und 38 Abs. 2 des Gemeindebedienstetengesetzes 1971, LGBl. Nr.
13/1972, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 46/1999, in Verbindung mit § 26 Abs. 5 des Pensions-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 340, wird verordnet:

§ 1
Der Mindestsatz im Sinne des § 26 Abs. 5 des Pensionsgesetzes 1965 beträgt ab 1. Jänner 2002
1. für den Beamten 630,92 und erhöht sich für den verheirateten Beamten oder für den Beamten, des-

sen Ehe geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt worden ist, wenn er verpflichtet ist, für den
Unterhalt seines früheren Ehegatten aufzukommen oder dazu beizutragen, um 269,21 und für jedes
Kind, für das dem Beamten eine Kinderzulage gebührt, um 67,15 ;

2. für den überlebenden Ehegatten 630,92 und erhöht sich für jedes Kind, für das dem überlebenden
Ehegatten eine Kinderzulage gebührt, um 67,15 ;

3. für eine Halbwaise bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres 235,63 und nach diesem Zeitpunkt 418,70 ;
4. für eine Vollwaise bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres 353,79 und nach diesem Zeitpunkt 630,92 ;
5. für einen früheren Ehegatten 630,92 .

§ 2
(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft.
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Ergänzungszulagenverordnung 2001, LGBl. Nr. 10, außer

K r a f t .

Für die Landesregierung:
N i e ß l

45. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 6. März 2002, mit der die Besorgung
von Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde Tadten aus dem Bereich der örtli-
chen Baupolizei auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft übertragen wird

Auf Antrag der Gemeinde Tadten wird gemäß § 51 Abs. 4 Burgenländische Gemeindeordnung die Besorgung
folgender Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der örtlichen Baupolizei auf die
örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft Neusiedl am See übertragen; diese Übertragung bezieht sich nicht
auf bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken dienen (Art. 15 Abs. 5 B-VG):

1 . In jenen Fällen, in denen nach der Gewerbeordnung die gewerbebehördliche Genehmigung der Betriebs-
anlage erforderlich ist: Feststellung in Zweifelsfällen, ob ein geringfügiges Bauvorhaben vorliegt oder ein
Bauverfahren durchzuführen ist, Baufreigabe durch Anbringung eines Freigabevermerks, Erteilung von
Baubewilligungen und Mitteilung eines beabsichtigten Abbruchs eines Gebäudes sowie A b b r u c h b e w i l l i-
gung. Die Übertragung bezieht sich auf den gesamten Bau, wenn auch nur ein Teil des Baues der gewer-
bebehördlichen Genehmigung unterliegt;
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2 . Durchführung aller baubehördlichen Verfahren und aller im Burgenländischen Baugesetz 1997 normierten
Maßnahmen bei mangelhafter und nichtbewilligter Bauführung sowie bei Baugebrechen in den A n g e l e-
genheiten nach Z 1.

Für die Landesregierung:
K a p l a n
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